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Konferenz zur Überprüfung des VN-Waffenübereinkommens in Wien 
(25. September bis 13. Oktober 1995) 


Die Konferenz zur Überprüfung des VN-Waffenübereinkommens in 
Wien vom 25. September bis 13. Oktober 1995 ist vorläufig gescheitert; 
ihre Fortsetzung und ihre weiteren Aussichten sind offen. 

1. Aus welchen Gründen ist die Konferenz in Wien gescheitert? 


Die Konferenz zur Überprüfung des VN-Waffenübereinkommens 
ist nicht gescheitert, Sie wurde am 13. Oktober 1995 lediglich 
suspendiert. Sie soll vom 15. bis 19. Januar 1996 und vom 22. April 
bis 3. Mai 1996 in Genf fortgesetzt werden. Gifund für die Suspen- 
dierung war die Weigerung einiger Länder, strenge Standards zur 
Detektierbarkeit von Minen sowie zu Selbstzerstörungsmechanis- 
men für handverlegte Antipersonenminen und fernverlegte 
Minen zu akzeptieren. Auch konnte keine Einigung in der Frage 
künftiger Transparenz- bzw. Verifikationsmaßnahmen erzielt 
werden. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Auswärtigen Amts vom 8. November 1995 
übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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1.1 Wie lautete die deutsche Verhandlungsposition, welche Resul- 
tate hatte sie, und von welchen Staaten wurde sie unterstützt? 


Die Bundesregierung hat sich auf der Konferenz zur Überprüfung 
des VN-Waffenübereinkommens vom 25. September bis 13. Ok- 
tober 1995 in Wien eingesetzt für 

1. die Geltung des Minenprotokolls auch in Friedenszeiten und in 
innerstaatlichen bewaffneten Konflikten; 

2. die Schaffung eines wirksamen Überprüfungsmechanismus zur 
Abschreckung und Ahndung von Verstößen gegen das Minen- 
protokoll; 

3. ein Verbot des Einsatzes aller Landminen, die nicht mit her- 
kömmhchem Minensuchgerät aufzuspüren sind; 

4. besondere Einsatzbeschränkungen und . -verböte für Land- 
minen, die sich nach einer bestimmten Frist nicht selbst zer- 
stören; 

5. Exportbeschränkungen und -verböte für Landrnihen; 

6. ein Verbot des militärischen Einsatzes von Laserstrahlen mit 
dem Zweck, das menschliche Augenlicht dauerhaft zu schädi- 
gen, und 

7. ein Verbot der Produktion des Einsatzes von Laserwaffen, die 
das menschliche Augenlicht dauerhaft schädigen sollen. 

Zu den Resultaten: 

Ad 1: Die Konferenz konnte sich auf eine Erweiterung des 
Anwendungsbereichs des Minenprotokolls auf nicht internatio- 
nale Konflikte einigen: „This Protocol shall apply to situations 
referred to in Article 1 of this Convention and Article 3, to the 
Geneva Convention of 12 August 1949. This Protocol shall not 
apply to situations of internal disturbances and tensions, such as 
riots, isolated acts of violence and other acts of similar nature, as 
not being armed conflicts." Einige Länder bestanden als Aus- 
gleich für die von ihnen als Zugeständnis aufgefaßte Geltung des 
Minenprotokolls auch in nicht internationalen bewaffneten Kon- 
flikten auf salvatorischen Klauseln zu Souveränität, zur Nichtein- 
mischung und zum Status von Aufständischen. 

Ad 2: Einige Länder lehnten ein Verifikationsregime strikt ab. 
Selbst ein vom Vorsitzenden der Konferenz, Botschafter Molander 
(Schweden), erarbeiteter Vorschlag für einen Konsultations- 
mechanismus fand keinen Konsens. 

Ad 3: Einige Länder konnten einer Detektierbarkeits Verpflichtung 
auf der Basis des von uns vorgeschlagenen Mindeststandards 
(elektronisches Signal mit einer Feldstärke, die 8 Gramm Eisen 
entspricht) nur ohne Festlegung einer Frist zur Einhaltung der 
Verpflichtung zustimmen. 

Ad 4: Einige Länder stellten durch Ablehnung strenger, u. a. von 
uns vorgeschlagener Standards für Selbstzerstörungsmechanis- 
men (30 Tage maximale Wirkzeit, zusätzlicher Sicherungsmecha- 
nismus mit 120 Tagen maximaler Wirkzeit, Zuverlässigkeit beider 
Mechanismen mindestens 99,9 %) die auf den vorbereiteten Gen- 
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fer Expertengruppensitzungen erzielte Einigung zu Einsatzbe- 
schränkungen für handverlegte Antipersonenminen und fernver- 
legte Minen grundsätzlich in Frage. 

Ad 5: Ein Verbot des Transfers solcher Minen, deren Einsatz 
verboten ist, wurde von allen Vertragsstaaten akzeptiert. Da 
einige Länder jedoch ein Verbot des Einsatzes nicht detektier- 
barer Minen ablehnten, ist dieser Konsens in der Substanz fast 
gegenstandslos. Nach jetzigem Verhandlungsstand beträfe er 
ausschließlich fernvQrlegte Antipersonenminen ohne Selbstzer- 
störungs- oder Selbstneutralisierungsmechanismus, wobei die 
technischen Standards für diese Mechanismen weiterhin umstrit- 
ten sind (siehe oben). 

Ad 6 und 7: Am 13. Oktober 1995 nahm die Konferenz das unter 
unserem Vorsitz (CD-Botschafter Hoffmann) ausgehandelte 
Blendwaffenprotokoll als künftiges Protokoll IV zum VN-Waffen- 
übereinkommen im Konsens an. Zuvor verständigte sich der 
Redaktionsausschuß darauf, die Frage des Anwendungsbereichs 
aus dem Blendwaffenprotokoll auszuklammern. Damit gilt für das 
Blendwaffenprotokoll automatisch der Anwendungsbereich des 
VN-Waffenübereinkommens, der allerdings die von uns ange- 
strebte Geltung auf innerstaatliche Konflikte bisher nicht umfaßt. 
Das künftige Protokoll IV enthält folgende Verbotstatbestände: 

Artikel 2 verbietet den Einsatz von Laserwaffen, deren Design 
darauf ausgerichtet ist, Erblindungen herbeizuführen. Außerdem 
legt Artikel 2 ein Transferverbot derartiger Laserwaffen fest. 

In Artikel 3 verpflichten sich die zukünftigen Vertragsstaaten, 
Vorkehrungen zu treffen, um Erblindungen als Folge des militäri- 
schen Einsatzes von Lasersystemen möglichst zu vermeiden. 

Die deutsche Verhandlungsposition entsprach weitgehend der 
Position der anderen westlichen Vertragsstaaten. 


1.2 Herrschte über die deutsche Position Einigkeit innerhalb der 
Europäischen Union und der NATO, und - wenn nein - wie 
lauteten die Positionen der abweichenden Staaten? 


Aus Gründen des Vertrauensschutzes kann die Bundesregierung 
keine detaillierte Stellungnahme zu den Verhandlungspositionen 
anderer Delegationen abgeben. Unsere Verhandlungsposition 
war mit unseren EU- und NATO-Partnern abgestimmt. Differen- 
zen gab es lediglich in Detailfragen. So traten wir für ein Verbot 
aller nicht detektierbaren Minen ein, während einige unserer 
Partner ein solches Verbot auf Antipersonenminen begrenzen 
wollten. Außerdem setzte sich die deutsche Delegation für weit- 
gehende Transferbeschränkungen für alle Typen von Minen ein, 
während einige Partner, darunter Frankreich, Spanien, Griechen- 
land, Österreich, Finnland, Italien, Schweden und die USA, Pan- 
zerabwehrminen von Transferbeschränkungen ausnehmen woll- 
ten. 

Einige Partner konnten sich unserer Forderung nach einem gene- 
rellen Verbot des militärischen Einsatzes von Lasersystemen 
gegen das menschliche Augenlicht nicht anschließen. 
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1.3 Von welchen sonstigen Staaten kamen die Hauptwiderstände 
gegen die deutsche Verhandlungsposition, und wie wurden sie 
begründet? 


Aus Gründen des Vertrauensschutzes kann die Bundesregierung 
keine detaillierte Stellungnahme zu den Verhandlungspositionen 
anderer Delegationen abgeben. 

Unsere Vorschläge zu den technischen Standards für Minen 
konnten u. a. von Rußland, China, Indien und Pakistan nicht 
mitgetragen werden. 

Unsere Vorstellungen zu einem Überprüfungsmechanismus für 
das Minenprotokoll stießen auf grundsätzliche Bedenken u. a. von 
China, Indien, Pakistan und Mexiko. 


2. Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung aus dem Scheitern der 
Wiener Konferenz, und wie bereitet sie sich auf eine mögliche Fort- 
setzung vor? 


Die Alternative zur Suspendierung der Konferenz wäre eine Eini- 
gung auf sehr niedrigem Niveau gewesen. Von einer umfassen- 
den Stärkung des Minenprotokolls hätte in einem solchen Fall 
nicht die Rede sein können. Vor diesem Hintergrund sieht die 
Bundesregierung die Suspendierung der Konferenz als Chance, in 
den weiteren Verhandlungsrunden doch noch einen Durchbruch, 
insbesondere bei den Einsatzverboten und -beschränkungen für 
Antipersonenminen und bei der Detektierbarkeit, zu erzielen. Sie 
wird die nächsten Verhandlungsrunden sowohl bilaterial als auch 
zusammen mit ihren westlichen Partnern vorbereiten. 


2. 1 Kann noch eine Verbesserung des Minenprotokolls - gemessen 
an der deutschen Verhandlungsposition - erreicht werden? 


Die Bundesregierung ist optimistisch, daß sowohl bei der Detek- 
tierbarkeit als auch bei den Einsatzbeschränkungen für handver- 
legte Antipersonenminen und fernverlegten Minen Kompromisse 
möglich sind, die aus humanitärer Sicht einen Fortschritt bedeu- 
ten würden. Fest steht allerdings bereits jetzt, daß es einen umfas- 
senden Überprüfungsmechanismus für das Minenprotokoll nicht 
geben wird. 


2.2 Welche Möglichkeiten der Einwirkung auf die widerstreben- 
den Staaten - z.B. durch Unterbindung der Rüstungszusam- 
menarbeit - sind zu nutzen? 


Die Bundesregierung setzt in dieser Phase der Verhandlungen auf 
Konsultationen. Die Stärkung des Minenprotokolls muß das 
Ergebnis der gemeinsamen Suche aller Vertragsstaaten nach 
akzeptablen Kompromissen sein, zumal die Überprüfungskonfe- 
renz ihre Beschlüsse im Konsensverfahren trifft. 
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2.3, Wie kann die Einigung auf ein neues Blendwaffen- Protokoll 
gesichert werden; ist eine gesonderte Ratifizierung beabsich- 
tigt? 


Der Text des künftigen Laserwaffenprotokolls wurde am 13. Ok- 
tober 1995 von der Konferenz verabschiedet. Die Bundesregie- 
rung prüft derzeit, ob die Voraussetzungen für eine Ratifizierung 
des künftigen Protokolls IV durch den Deutschen Bundestag 
bereits jetzt, d. h. vor Abschluß der Konferenz, gegeben sind. Vom 
Ergebnis dieser Prüfung wird es abhängen, ob sie dem Bundestag 
eine gesonderte Ratifizierung vorschlägt oder nicht. 


2.4 Welche Chancen hat die angestrebte Erstreckung des Waffen- 
übereinkommens und seiner Protokolle auf interne bewaffnete 
Konflikte, und welche Staaten haben dies ab gelehnt? 


Die Ausdehnung des Anwendungsbereichs des Minenprotokolls 
auf nicht internationale Konflikte ist unter den Vertragsstaaten 
mittlerweile unstrittig. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, ihre Position hinsichtlich des Exports 
und der Produktion von Antipersonen-Minen aus bzw. in der Bun- 
desrepublik Deutschland weiterzuentwickeln? 


Die Bundesregierung prüft derzeit, inwieweit sie durch einseitige 
Schritte positiv auf den weiteren Verlauf der Überprüfungskonfe- 
renz Einfluß nehmen kann. Sie denkt in diesem Zusammenhang 
insbesondere an die Entfristung des im Juni 1997 auslaufenden 
Exportmoratoriums für Antipersonenminen. 


3. 1 Wann wird die Bundesregierung - wie vom Deutschen Bundes- 
tag gefordert - das von ihr erlassene Exportmoratorium entfri- 
sten, und ist sie bereit, es in ein Verbot umzuwandeln? 


Siehe Antwort auf Frage 3. 


3.2 Werden in der Bundesrepublik Deutschland noch Antiperso- 
nen-Minen hergestellt, und ist die Regierung zu einem Produk- 
tionsverbot bereit? 


Nach Kenntnis der Bundesregierung werden in Deutschland der- 
zeit Antipersonenminen weder hergestellt noch entwickelt. Im 
übrigen siehe Antwort auf Frage 3. 


4. Was geschieht mit den Antipersonen-Minen der Bundeswehr? 

4.1 Wie viele und welche Arten von Antipersonen-Minen sind 
bereits ausgesondert, und was ist mit ihnen geschehen? 
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Es wurden 1,27 Mio. Antipersonenminen des Typs DM 11 ausge- 
sondert und zur Vernichtung an die Industrie übergeben. Zum 
Stichtag 15. September 1995 waren davon 100 000 Stück vernich- 
tet. Die Vernichtung wird Ende 1996 abgeschlossen sein. 


4.2 Ist die Bundesregierung bereit - wie der Bundesminister des 
Auswärtigen im Anschluß an die Wiener Konferenz gefordert 
hat Antip ersonen-Minen bei der Bundeswehr gänzlich abzu- 
schaffen? 


Siehe Antwort auf Frage 3. 


4,3 Sieht sich die Bundesregierung infolgedessen in der Lage, im 
weiteren Verlauf der Debatte für ein Verbot aller Antip ersonen- 
Minen einzutreten? 

Der bisherige Konferenzverlauf hat gezeigt, daß ein generelles 
Verbot von Antipersonenminen unter den Vertragsstaaten nicht 
konsensfähig ist. Die Bundesregierung wird sich aber weiterhin 
für ein derartiges Verbot einsetzen. 


5. Wird die Bundesregierung in der Minenfrage auch das Forum der 
bevorstehenden XXVI. Internationalen Rotkreuz- und Rothalbmond- 
Konferenz nutzen und - wenn ja - wie? 


Die Bundesregierung wird bis zur Fortsetzung der Überprüfungs- 
konferenz am 15. Januar 1996 alle sich bietenden Möglichkeiten 
nutzen, um die Möglichkeiten eines aus humanitärer Sicht akzep- 
tablen Kompromisses zu den noch strittigen Fragen des Minen- 
protokolls auszuloten. Dazu zählt auch die bevorstehende XXVI. 
Internationale Rotkreuz- und Rothalbmond-Konferenz. 
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